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Schriftliche Stellungnahme zum Thema „Anpassungen des CO2-Zertifikate-
handels“ für den Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales beim Landtag 
in NRW 

A01 - CO2 -Zertifikatehandel - 12.05.2026 

Ausgangssituation 
Nordrhein-Westfalen ist industriell geprägt und wichtiger Standort der chemischen Indust-
rie. Die chemische Industrie bildet mit ihren integrierten Produktionsstrukturen, 
Grundstoffanlagen und regionalen Wertschöpfungsketten das Rückgrat zahlreicher nach-
gelagerter Industrien. Mit mehr als 100.000 Beschäftigten bietet sie sichere, tarifliche und 
gute Arbeitsbedingungen.1 Zugleich ist die chemische Industrie in besonderem Maße 
energie- und CO₂-intensiv und damit stark von energie- und klimapolitischen Rahmenbe-
dingungen abhängig. 2023 entfielen 11,1% des deutschen Primärenergieverbrauchs auf 
die Produktion chemischer und pharmazeutischer Erzeugnisse und weitere 3 % auf Koke-
rei- und Mineralölerzeugnisse.2 Die Stahlindustrie in NRW erzeugt mit ca. 25.000 
Beschäftigten 40% der deutschen Stahlproduktion und der damit verbundenen Emissio-
nen.3 

Industrielle Bedeutung und Emissionsprofil 
Die wirtschaftliche Lage der Industriestandorte in Nordrhein-Westfalen ist von erhebli-
chem Druck geprägt. Hohe und volatile Energiepreise, internationale Subventions- und 
Dumpingkonkurrenz, geopolitische Unsicherheiten, eine schwache Nachfrage sowie eine 
geringe Investitionstätigkeit belasten die Unternehmen. Diese reagieren auf Produktions-
rückgänge, schwache und sinkende Kapazitätsauslastungen mit Restrukturierungs- und 
Stilllegungsplänen.4 Gleichzeitig besteht für den Ersatz und die Modernisierung bestehen-
der Anlagen ein hoher Investitionsbedarf. Für die Chemieindustrie der EU 27 wird bis 2030 
ein Reinvestitionsbedarf für 53% der Produktionskapazitäten geschätzt.5 Die Ausrichtung 
dieser Investitionen entscheidet über die Erreichbarkeit der Klimaziele als auch den Erhalt 
von Produktion und Beschäftigung an den Standorten.  

 
1 https://statistik.nrw/wirtschaft-und-umwelt/industrie/chemische-industrie/chemische-betriebe-
betriebe-beschaeftigte-entgelte-und-umsatz  
2 https://www.umweltbundesamt.de/daten/chemikalien/strukturdaten-chemikalien-chemisch-
pharmazeutische#chemisch-pharmazeutische-industrie-belastet-die-umwelt  
3 https://sci4climate.nrw/wp-
content/uploads/2024/11/Holtz_Schuewer_Samadi_2024_Klimaneutrale-Produktion-von-Stahl-
Zement-und-Kunststoffen_.pdf und https://www.land.nrw/pressemitteilung/nationaler-stahlgipfel-
2024-stahllaender-der-bundesrepublik-ueberreichen  
4 
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/Wirtschaftliche-
Lage/2026/20260413-die-wirtschaftliche-lage-in-deutschland-im-april-2026.html  
5 https://www.climatebonds.net/files/documents/publications/European-Union-Chemical-Sector-
Transition.pdf  
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Wirtschaftlicher Druck und Investitionsbedarf 
Besonders betroffen von den akuten und strukturellen Herausforderungen sind Unterneh-
men, die mit mehreren negativen Einflussfaktoren konfrontiert sind. Dies betrifft z. B. Low-
Tech-Produkte, wie Düngemittel. Diesen kommt gleichzeitig aufgrund ihrer Bedeutung für 
die Nahrungssicherheit ein besonderer Stellenwert zu.6 Der Begriff „Verantwortungsvolle 
Rohstofflieferketten“7 beschreibt die Bedeutung, die der Grundstoffproduktion zukommt. 
Nicht zuletzt die Corona-Pandemie hat vor Augen geführt, welche Risiken in einer hohen 
Abhängigkeit von internationalen Lieferketten bestehen. Im Wechselspiel von wettbe-
werbsfähigen Preisen und Daseinsvorsorge entstehen politische Zielkonflikte, denen 
zukunftsorientierte Gestaltung begegnen muss8. 

Besondere Betroffenheit und Lieferketten 
Im Kontext der Kostenfaktoren der energie- und CO₂-intensiven Produktion kommt dem 
europäischen Emissionshandel (ETS) besondere Bedeutung zu. Ab 2027 wird der Emissi-
onshandel neben den großen Energie- und Industrieanlagen auf die Sektoren Wärme und 
Verkehr ausgeweitet, wobei die Abgabe von Zertifikaten im Jahr 2028 starten soll. Die ver-
fügbaren Zertifikate werden ebenso wie kostenlose Zertifikate schrittweise verknappt. Ab 
2027 erfolgt gemäß der BEHV die Heranführung an das Preisniveau des EU-ETS 2 und die 
Bildung marktbasierter Festpreise im nationalen Emissionshandel (nEHS) auf Grundlage 
von Auktionen. Dies führt voraussichtlich zu steigenden Preisen und einer wachsenden 
Schwankungsbandbreite.9  

Emissionshandel und CO₂-Preis: Ausweitung und  
Wirkungsprobleme 
Aktuell ist festzustellen, dass der CO₂-Preismechanismus und damit verbunden Preisstei-
gerungen für Produktion und Produkte nicht die erwünschte Lenkungswirkung hin zum 
Aufbau klimaneutraler Produktion entfaltet. Die Ursachen hierfür sind vielschichtig. Der 
Wechsel hin zu CO₂-armen bzw. klimaneutralen Produktionsverfahren ist an eine Reihe 
von Bedingungen geknüpft. Die Substitution bestehender Anlagen ist an erhebliche Inves-
titionen zur Entwicklung von Verfahren, Pilotanlagen und deren Skalierung ebenso wie die 
Verfügbarkeit der hierfür erforderlichen Infrastruktur (u.a. Stromversorgung, Wasserstoff) 
geknüpft. Unsicherheiten über die Preiseentwicklung CO₂-intensiver Energie und Roh-
stoffe und Unsicherheiten zur Verfügbarkeit CO₂-armer bzw. neutraler Energieträger und 
deren Kosten verstärken die bestehenden Unsicherheiten in den Planungs- und Entschei-
dungsprozessen zu kapitalintensiven Investitionen maßgeblich. Der CO₂-Preis wird nicht 
als Push-Faktor zur Mobilisierung von Kapital und Investitionen in Zukunft wahrgenom-
men, sondern als zusätzlicher Teuerungsfaktor und Nachteil im außereuropäischen 
Kostenwettbewerb. 10   

 
6 https://www.telepolis.de/article/Iran-Konflikt-Ernten-weltweit-gefaehrdet-11220199.html  
7 https://www.bmz.de/resource/blob/216204/bmz-papier-verantwortungsvolle-
rohstofflieferketten.pdf  
8 https://www.tagesschau.de/wissen/klima/ernaehrungssicherheit-deutschland-100.html  
9 https://www.dehst.de/EN/Topics/nEHS/EU-ETS-2/reporting-phase-2024-2026/eu-
ets2_artikel.html  
10 https://www.iwkoeln.de/studien/hubertus-bardt-thilo-schaefer-co2-preis-steigert-kosten-fuer-
die-industrie.html  
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Die Risiken ausbleibender Investitionen bestehen in einem weiteren Verlust von Wettbe-
werbsfähigkeit, verstärkter Produktionsverlagerung und einem Verlust industrieller 
Substanz. Dies hätte nicht nur unmittelbare Folgen für die betroffenen Betriebe, sondern 
für komplette industrielle Wertschöpfungsketten, regionale Arbeitsmärkte und verstärkte 
Abhängigkeiten von internationalen Lieferketten. Besonders kritisch ist, dass der Verlust 
großindustrieller Anlagen und zentraler Grundstoffkapazitäten oftmals irreversibel ist. 
Bereits der Wegfall einzelner Schlüsselprodukte wie Ethylen oder Propylen kann erhebli-
che negative Folgen für die Wertschöpfungsketten nach sich ziehen.11 Dies gilt umso 
mehr, als die chemische Industrie in NRW durch hoch vernetzte Verbundstandorte geprägt 
ist. Stilllegungen oder Drosselungen einzelner (emissions- oder kostenintensiver) Anlagen 
führen zu einer Verschlechterung der Wirtschaftlichkeit ganzer Standortverbünde, senken 
die Kapazitätsauslastung nachgelagerter Prozesse, erhöhen Fixkostenanteile und gefährden 
Synergieeffekte an den integrierten Produktionsstandorten.12 
 

Risiken für Standorte und Wertschöpfungsketten 
Diese Entwicklung hat weitreichende soziale Folgen. Bei Beschäftigten und Betriebsräten 
wachsen die Sorgen um den Erhalt der Standorte und Arbeitsplätze. In Gefahr sind gut 
bezahlte, tarifgebundene Industriearbeitsplätze mit guten Arbeitsbedingungen und bislang 
über Jahrzehnte sicherer Beschäftigung. Ihr Wegfall würde Kommunen und Regionen vor 
erhebliche Herausforderungen stellen. Die Berücksichtigung der Belange der Beschäftig-
ten und die erfolgreiche soziale Ausgestaltung der Maßnahmen zur Erreichung der 
Klimaziele sind entscheidend für eine nachhaltige Transformation. Die Verfolgung der 
klimapolitischen Ziele, die zukunftsorientierte Ausrichtung der Industrie und die Sicherung 
guter Beschäftigung sind gleichermaßen wichtige Zielsetzungen.  
 

Handlungsansätze 

NRW-Offensive: gemeinsame Ziele und Maßnahmen 
Mit der „Wettbewerbs- und Stabilisierungsoffensive für die Chemie- und Kohlenwasser-
stoffindustrie NRW“ hat die Landesregierung NRW mit den Industrieverbänden und der 
Gewerkschaft IG BCE Ende 2025 gemeinsame Ziele und Maßnahmen entwickelt. Diese 
benennt Handlungsansätze zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit und fokussiert dabei 
Maßnahmen mit den folgenden Zielsetzungen: 
 

• Senkung von Energiekosten 
• Erweiterte Transformationspfade bei verlässlichen regulatorischen Leitplanken 
• Infrastruktur für resiliente Wertschöpfungsketten 
• Raffinerietransformation  

 
11 Positionierung der IGBCE zur Reform des EU-ETS 1, Handlungsbedarf, gewerkschaftliche 
Positionen und industriepolitische Perspektiven, März 2026, S. 9 
12 https://www.vci.de/ergaenzende-downloads/20251107-langversion-chemie-und-raffineriepakt-
nrw.pdf  
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• Effiziente und beschleunigte Planungs- und Genehmigungsverfahren 
• Praxisgerechte Ausgestaltung des (technischen) Rechtsrahmens für eine industri-

elle Infrastruktur  

Verlässliche Preispfade und Energiekosten als Investitionssignal 
Ein wesentlicher Ansatz zur Stärkung der Hebelwirkung der CO₂-Bepreisung und weiterer 
industrie- und klimapolitischer Maßnahmen ist deren verlässliche Ausgestaltung entlang 
klarer und ambitionierter Ziele. Definierte Preispfade für den CO₂-Zertifikatehandel, ver-
lässliche und niedrige Energiekosten für CO₂-arme bzw. -neutrale Energieträger sowie 
transparente und robuste Verwaltungsverfahren sind zentrale Elemente einer Strategie zur 
Förderung von Investitionen in zukunftsorientierte Anlagen und Technologien sowie den 
Hochlauf klimaneutraler Produktion.  

Infrastruktur und Transformationspfade 
Eine wichtige Bedingung für den Erfolg dieser Maßnahmen ist die Schaffung passender 
Rahmenbedingungen. Hierzu zählt insbesondere die Entwicklung der Infrastruktur. Ohne 
hinreichende Anbindung an Rohstoffe und Energie und damit klare Transformationspfade 
ist an den industriellen Standorten eine Transformation zur klimaneutralen Produktion 
nicht möglich. Eine besondere Herausforderung besteht darin, dass hierfür gleicherma-
ßen industrielle Anlagen und Infrastruktur angepasst und neu aufgebaut werden müssen. 
Dabei ist das Handeln von Akteuren unterschiedlicher Sektoren ebenso wie die Schaffung 
rechtlicher und fördertechnischer Rahmenbedingungen zu synchronisieren. 

Konditionalitäten für Entlastung und Förderung 
Die Herausforderungen machen deutlich, dass die Umsetzung der Klimaschutzziele und 
die erfolgreiche Sicherung der industriellen Wertschöpfung im Bereich der chemischen 
und Stahlindustrie in NRW einer aktiven, an den spezifischen Bedarfen der Branchen, 
Beschäftigten und den sozialen Folgen ausgerichteten wirtschaftlichen und politischen 
Flankierung bedarf. Angesichts der hohen Finanzbedarfe für den Aufbau von Infrastruktur 
und die Förderung des Anlaufs neuer Verfahren und Anlagen sollte die Entlastung von 
Unternehmen z.B. durch kostenlose Zertifikate, vergünstigte Netzentgelte und Strom-
preise oder den Ausbau von Infrastruktur an verbindliche Transformationspfade geknüpft 
werden.  

Betriebliche Beteiligung und tarifliche Absicherung 
In den Unternehmen sollte die Entwicklung eines betrieblichen Zukunftsszenarios und von 
Transformationsmaßnahmen unter Beteiligung der Beschäftigten und Betriebsräte erfol-
gen. Durch die Beteiligung können Impulse der Beschäftigten ebenso wie 
Informationsbedarfe und Sorgen in den Prozess integriert werden. Durch tarifliche und 
betriebliche Vereinbarungen können Investitionen und Fragen der Beschäftigungssiche-
rung, der Entgeltgestaltung und Qualifizierung verbindlich geregelt werden. Das schafft für 
die Beschäftigten Sicherheit und fördert die Bereitschaft und Motivation aktiv an der 
betrieblichen Transformation mitzuwirken. Entsprechende Beteiligungsstrukturen und 
betriebliche Vereinbarungen sollten Teil der Konditionalitäten für die Unterstützung der 
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betrieblichen Transformation sein. Die rechtlichen Möglichkeiten von Konditionierungen 
hat z.B. der DGB geprüft. 13 

Innovation, Resilienz und zielgenaue Förderung 
Die Ambitionen und Maßnahmen zur Klimaneutralität14 sollten verstärkt als Anreize für 
Innovation und verstärkte Resilienz verstanden und daher beibehalten werden. Eine Ent-
lastung der Unternehmen ohne parallele Investitionen in Innovation und Zukunftsfähigkeit 
birgt ein hohes Risiko, dass Anlagen und Standorte unter strikter Kostenoptimierung und 
zu Lasten der Substanz betrieben werden. Damit werden Zukunftschancen verringert und 
öffentliche Mittel nicht zielgenau eingesetzt. 

Forschung, Transfer und ganzheitliche Emissionsbilanz 
Die Ausrichtung auf klimaneutrale Produktion birgt erhebliche Chancen für die Innovation 
von Verfahren und Anlagen. Durch eine enge Verzahnung von Forschung und Unterneh-
men lassen sich Möglichkeiten der verbesserten Klimabilanz der industriellen Produktion 
ausschöpfen. Durch eine ganzheitliche Bilanzierung klimaschädlicher Emissionen können 
Potenziale zur Reduzierung klimaschädlicher Emissionen entlang der gesamten Wert-
schöpfungskette bewertet werden. Das ermöglicht Innovationspotenziale z.B. durch den 
Einsatz Künstlicher Intelligenz, optimierten Transport, Kreislaufwirtschaft, den Einsatz von 
Recyclaten aber auch Potenziale für neue Geschäftsmodelle und Produkte zu erkennen 
und gezielt zu fördern.  

Investitions-, Innovations- und Transformationsfonds 
Durch einen Investitions-, Innovations- und Transformationsfonds könnte der klimaneut-
rale Umbau von Schlüsselindustrien in NRW im Verbund mit der Förderung von 
Forschung, Transfer und sozialer Innovation durch betriebliche Beteiligungsstrukturen 
gefördert und damit ein wichtiger Baustein für resiliente und innovative industrielle Kerne 
gebildet werden, die eng mit Ökosystemen für technische und soziale Innovation verzahnt 
sind. Die in diesem Kontext entwickelten Produkte, Geschäftsmodelle und Kompetenzen 
erweitern und diversifizieren die bestehende Wertschöpfung und bilden die Basis einer 
Know-how basierten Wettbewerbsfähigkeit. Dies schafft eine gute Grundlage für das Ziel 
der Landesregierung NRW zum modernsten Industriestandort Europas zu entwickeln.  

Soziale Sicherung und Akzeptanz der Transformation 
Von besonderer Bedeutung für Beschäftigte sind zum einen sichere Arbeitsplätze mit 
guten Zukunftsperspektiven und Qualifizierungsmöglichkeiten. Zum anderen wächst die 
Bedeutung sozialer Sicherheit in Zeiten der Veränderung. Verlässliche arbeitsmarktpoliti-
sche Maßnahmen wie Kurzarbeitergeld, Transfergesellschaften, 
Arbeitsmarktdrehscheiben aber auch die Begrenzung von Preissteigerungen in besonders 
für Menschen mit niedrigeren Einkommen relevanten Bereichen wie Energie, Lebensmittel 

 
13 DGB 2024: Rechtliche Zulässigkeit einer Verknüpfung staatlicher Zuwendungen mit sozialen Vorgaben. 

Kurzbewertung. DGB_Kurzgutachten_soziale_Konditionierung.pdf 
14 S. a. den EU Net-Zero Industry Act https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/EN/LSU/?uri=CELEX:32024R1735  
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und Mieten sind wichtige Elemente, die Akzeptanz für die Transformation der Wirtschaft 
schaffen.15 

Rolle der Betriebsräte und Partizipation 
Betriebsräte nehmen in den betrieblichen Transformationsprozessen eine Schlüsselrolle 
ein. Sie artikulieren die Bedarfe der Beschäftigten und liefern damit wichtige Impulse für 
eine Gestaltung, die Akzeptanz und Mitwirkung der Beschäftigten im Veränderungsprozess 
verbessert. In den aktuellen, stark von Kostendruck und Risiken des Beschäftigungsab-
baus geprägten betrieblichen Krisenprozessen stehen die betrieblichen 
Interessenvertretungen unter erheblichem Druck. Diese Verschiebung der Machtbalance 
zwischen den betrieblichen und tariflichen Akteuren erschwert einen Dialog auf Augen-
höhe zu betrieblichen Zukunftsperspektiven.  
 
Eine verringerte Wahrnehmung von Selbstwirksamkeit auf Seiten der Beschäftigten und 
ihrer Interessenvertretungen verstärkt einen Fokus auf Kernthemen wie Beschäftigungs- 
und Entgeltsicherung. Die Herausforderungen der klimaneutralen Transformation werden 
vor diesem Hintergrund vorrangig als Infragestellung von sozialer Sicherheit und Identität 
erlebt. Eine Strategie zur zukunftsorientierten Transformation der NRW Industrie sollte die-
sem Risiko begegnen und den Erhalt und die Stärkung von Partizipation und Mitgestaltung 
im betrieblichen Kontext zum Ziel haben. Die aktive Teilhabe und Berücksichtigung der 
Bedarfe von Beschäftigten und ihren Interessenvertretungen bei der zukunftsorientierten 
Transformation spiegelt und stärkt nicht nur demokratische Werte, sie ist eine wichtige Vo-
raussetzung für gut gestaltete und breit unterstützte Maßnahmen zukunftsorientierten 
Gestaltung der Wirtschaft in NRW.16 
 

Dortmund, den 6.05.2026 

 

Urs Peter Ruf 

 

 
15 https://library.fes.de/pdf-files/a-p-b/20941.pdf 
16 https://www.imu-boeckler.de/fpdf/HBS-009351/p_mbf_report_2026_88.pdf  
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